
 

Stellungnahme der Bundessteuerberaterkammer 

vom 3. September 2026 

zum Entwurf von Leitlinien zur laufenden Überwachung von Geschäftsbeziehungen  

nach Art. 26 Abs. 5 der Verordnung (EU) 2024/1624 (EU-GwVO) 

 

Der Entwurf enthält Leitlinien der AMLA zur laufenden Überwachung von Geschäftsbeziehungen 

nach Art. 26 Abs. 5 EU-GwVO, die darauf abzielen, eine verhältnismäßige, wirksame und risikoba-

sierte Anwendung der Verpflichtungen zur laufenden Überwachung bei allen verpflichteten Unter-

nehmen sicherzustellen. 

 

Frage 1: 
 

Sind Sie der Ansicht, dass die Leitlinie 1 einen risikobasierten Ansatz unterstützt und die 

Kernprinzipien klar darlegt, die die verpflichteten Unternehmen anwenden sollten, um Kun-

deninformationen auf dem neuesten Stand zu halten? 

 

Antwort der BStBK: 
 

Ja. Der risikobasierte Ansatz wird grundsätzlich begrüßt. Insbesondere die risikobasierte Aktuali-

sierung abgelaufener Identitätsdokumente ist sachgerecht. 

 

Klarstellungsbedarf besteht insbesondere dahin, dass PEP- und Negativmedienscreenings keine 

pauschalen Regelmaßnahmen darstellen. Zudem sollten die besonderen Anforderungen rechts- 

und steuerberatender Berufe, insbesondere berufsrechtliche Verschwiegenheitspflichten und die 

Privilegierung rechtsberatender Tätigkeiten nach Art. 21 Abs. 2 AMLR, ausdrücklich berücksichtigt 

werden. 

 

Frage 2: 
 

Sehen Sie Herausforderungen bei der Anwendung von Leitlinie 1, unter Berücksichtigung 

der Unterschiede hinsichtlich der Art der verpflichteten Unternehmen, der Risiken und der 

Komplexität ihrer Geschäftstätigkeit sowie ihrer Größe? 
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Antwort der BStBK: 
 

Ja. Die Anforderungen müssen insbesondere für kleine und mittlere Steuerberatungskanzleien 

praktikabel bleiben. Der Umfang der Überprüfung muss sich an Risiko, Kanzleigröße und Ge-

schäftsmodell orientieren. Der Entwurf erkennt diese Faktoren grundsätzlich an. 

 

Steuerberater sollten insbesondere nicht verpflichtet sein, zusätzliche Datenbanken oder Informa-

tionsquellen zu nutzen, wenn die erforderlichen Informationen im Rahmen der gewöhnlichen Man-

datsbearbeitung angemessen ermittelt werden können. Berufsgeheimnis und Verschwiegenheits-

pflichten sind zu wahren. 

 

Frage 3: 
 

Welche Auswirkungen hätte die Leitlinie 1: „Aktualisierung von Kundendokumenten, -daten 

oder -informationen“ im Vergleich zu Ihrem derzeitigen Überwachungsprozess auf Ihre 

Compliance-Kosten und betrieblichen Abläufe? 

 

Bitte geben Sie Folgendes an: 
 

a) den geschätzten prozentualen Anstieg oder Rückgang der jährlichen Compliance-Kos-

ten (Anstieg/Rückgang/keine Auswirkungen: unter 25 %; 25 % bis 50 %; 50 % bis 75 %; 

mehr als 75 %). Bitte erläutern Sie die Grundlage für Ihre Einschätzung, einschließlich 

der verwendeten Methodik und etwaiger Belege. 

b) Bitte bewerten Sie die erwarteten Auswirkungen (sehr positiv; positiv; neutral; nega-

tiv; sehr negativ) auf die folgenden betrieblichen Prozesse: 

• regelmäßige Überprüfung der Kundeninformationen einschließlich erneuter Einho-

lung von Unterlagen; 

• ereignisgesteuerte Überprüfungen; 

• Auswirkungen auf das Personal; 

• Sonstiges (bitte angeben). 

c) Falls Sie bei einem der oben genannten Punkte unter (b) „negativ“ oder „sehr negativ“ 

ausgewählt haben, erläutern Sie bitte die Grundlage für Ihre Einschätzung, einschließ-

lich der verwendeten Methodik und etwaiger Belege, und geben Sie den Unterschied 

zwischen einmaligen Investitionskosten und wiederkehrenden Kosten an. 
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Antwort der BStBK: 
 

a) Compliance-Kosten: 
 

Eine belastbare Quantifizierung ist derzeit nicht möglich. Zusätzlicher Aufwand kann insbesondere 

durch Dokumentation, regelmäßige bzw. ereignisbezogene Überprüfungen und Schulungen ent-

stehen. Von einer prozentualen Kostenschätzung sollte ohne belastbare empirische Daten abge-

sehen werden. Auch die AMLA weist auf fehlende quantitative Daten hin.  

 

b) Betriebliche Auswirkungen: 
 

• regelmäßige Überprüfung der Kundeninformationen: negativ 

• ereignisgesteuerte Überprüfungen: negativ 

• Auswirkungen auf das Personal: negativ 

• Sonstiges – Dokumentationsaufwand: negativ 

 

c) Begründung: 
 

Einmalige Kosten entstehen insbesondere durch die Anpassung interner Verfahren und Schulun-

gen. Wiederkehrende Kosten entstehen durch Überprüfungen, Dokumentation und ggf. Screening-

maßnahmen. Die Bewertung ist qualitativ und beruht nicht auf einer empirischen Kostenerhebung. 

 

Frage 4:  
 

Sehen Sie Herausforderungen bei der Anwendung der Leitlinie 2? Bietet die Leitlinie Ihrer 

Ansicht nach ausreichende Klarheit und ist sie  auf alle Ihre Produkte und Dienstleistungen 

anwendbar, um eine wirksame, risikobasierte Überwachung ungewöhnlicher oder verdäch-

tiger Transaktionen und Aktivitäten zu unterstützen? 

 

Antwort der BStBK: 
 

Ja. Für Steuerberater muss deutlicher berücksichtigt werden, dass sie regelmäßig weder Zah-

lungstransaktionen ausführen noch die Konten ihrer Mandanten kontrollieren. Positiv ist, dass der 

Entwurf einen eingeschränkten oder fehlenden Zugang zu Transaktionsdaten ausdrücklich berück-

sichtigt. 
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Es sollte klargestellt werden, dass Steuerberater keine zusätzlichen Transaktions- oder Kontoda-

ten beschaffen und keine bankähnlichen Monitoring-Systeme einrichten müssen. Maßgeblich kön-

nen grundsätzlich nur die Informationen sein, die im Rahmen der konkreten beruflichen Tätigkeit 

verfügbar sind. Auch hier sind Verschwiegenheitspflichten und die Besonderheiten des rechtsbe-

ratenden Berufs zu beachten. 

 

Frage 5:  
 

Sind Sie der Ansicht, dass die Bestimmungen zur Nutzung automatisierter oder fortschritt-

licher Analysewerkzeuge ausreichend flexibel sind und keine bestimmten Technologien be-

vorzugen? 

 

Antwort der BStBK: 
 

Ja, grundsätzlich sind die Regelungen ausreichend flexibel. Besonders zu begrüßen ist, dass ma-

nuelle Überwachungsprozesse ausdrücklich zulässig bleiben. 

 

Es sollte jedoch klargestellt werden, dass insbesondere kleine und mittlere Steuerberatungskanz-

leien nicht zum Einsatz automatisierter Systeme, KI oder sonstiger fortgeschrittener Analysewerk-

zeuge verpflichtet sind. 

 

Frage 6:  
 

Welche Auswirkungen hätten die Gestaltung und Umsetzung des in Leitlinie 2 beschriebe-

nen Rahmens zur Überwachung von Transaktionen und Aktivitäten auf Ihre Compliance-

Kosten? Bitte erläutern Sie die Grundlage für Ihre Einschätzung, einschließlich der verwen-

deten Methodik und etwaiger Belege. 

 

a) Geschätzter prozentualer Anstieg oder Rückgang der jährlichen Compliance-Kosten 

(Anstieg/Rückgang/keine Auswirkungen um: unter 25 %; 25 % bis 50 %; 50 % bis 75 %; 

mehr als 75 %). Bitte erläutern Sie die Grundlage für Ihre Einschätzung, einschließlich 

der verwendeten Methodik und etwaiger Belege 

 

b) Bitte bewerten Sie die erwarteten Veränderungen in den folgenden betrieblichen Pro-

zessen (sehr positiv; positiv; neutral; negativ; sehr negativ): 

• Auswirkungen auf das Personal; 
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• Prozesse und Kontrollen; 

• Sonstiges (bitte angeben). 

 

c) Falls Sie bei einem der oben genannten Punkte unter (b) „negativ“ oder „sehr negativ“ 

ausgewählt haben, erläutern Sie bitte die Grundlage für Ihre Einschätzung, einschließ-

lich der verwendeten Methodik und etwaiger Belege, und geben Sie den Unterschied 

zwischen einmaligen Investitionskosten und wiederkehrenden Kosten an. 

 

Antwort der BStBK: 
 

a) Compliance-Kosten: 
 

Eine belastbare Quantifizierung ist nicht möglich. Zusätzliche Kosten können insbesondere durch 

Dokumentation, interne Prozesse, Schulungen und gegebenenfalls technische Anpassungen ent-

stehen. Entscheidend ist, dass keine bankähnlichen Überwachungs- und IT-Anforderungen auf 

Steuerberatungskanzleien übertragen werden. Bei einer verhältnismäßigen Anwendung und der 

Möglichkeit manueller Prozesse sollte der zusätzliche Aufwand begrenzt bleiben. 

 

b) Betriebliche Auswirkungen: 
 

• Auswirkungen auf das Personal: negativ 

• Prozesse und Kontrollen: negativ 

• Sonstiges – Dokumentation/IT-Anpassungen: negativ 

 

c) Begründung: 
 

Einmalige Kosten entstehen insbesondere für die Anpassung interner Prozesse, Schulungen und 

gegebenenfalls Software. Wiederkehrende Kosten entstehen durch Dokumentation, Überprüfung 

und Bearbeitung von Auffälligkeiten. Höhere Kosten wären insbesondere zu erwarten, wenn bank-

ähnliche Monitoring-, Datenqualitäts- oder IT-Anforderungen auf Steuerberatungskanzleien über-

tragen würden. Die Leitlinie sollte deshalb die ausdrücklich zugelassenen manuellen Verfahren 

konsequent schützen. 
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Frage 7:  
 

Sehen Sie weitere Möglichkeiten zur Vereinfachung oder Maßnahmen, die die Verhältnismä-

ßigkeit in den Leitlinien weiter stärken könnten? 

 

Antwort der BStBK: 
 

Ja. Die Verhältnismäßigkeit könnte insbesondere durch folgende Klarstellungen gestärkt werden: 

 

1. Die Überwachung von Angehörigen des Nichtfinanzsektors sollte grundsätzlich auf den im 

Rahmen der gewöhnlichen beruflichen Tätigkeit verfügbaren Informationen beruhen.  

2. Es sollte keine Pflicht bestehen, zusätzliche Konto- oder Transaktionsdaten zu beschaffen 

oder bankähnliche Monitoring-Systeme einzurichten.  

3. Berufliche Verschwiegenheitspflichten und die besondere Stellung rechts- und steuerbera-

tender Berufe („Legal Professional Privileges“) sollten ausdrücklich berücksichtigt werden.  

4. Für kleine und risikoarme Verpflichtete sollte ausdrücklich klargestellt werden, dass einfache 

und manuelle Überwachungsverfahren ausreichen können.  

5. Ergänzende sektorspezifische Beispiele für rechts- und steuerberatende Berufe wären hilf-

reich. Die AMLA selbst erkennt an, dass der horizontale Ansatz insbesondere im Nichtfinanz-

sektor zusätzlichen Klarstellungsbedarf hervorrufen kann.  

 

Konkreter Formulierungsvorschlag: 
 

“For obliged entities in the non-financial sector, monitoring measures should reflect the nature of 

the professional service, the information reasonably available in the ordinary course of business, 

applicable professional secrecy and legal professional privilege, as well as the size and risk profile 

of the obliged entity.” 

 

Ft 


